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Herr Marxer, ist die direkte Demokratie 
die verstaatlichte Form der Bürger-
beteiligung?
Es ist eine rechtlich formalisierte Form von 

Bürgerbeteiligung, wie es auch Wahlen 

sind. Andere Partizipationsformen sind  

in der Regel nicht rechtlich normiert,  

sondern sie finden in einem Grau bereich 

statt.

Die Governance-Debatte hat sich 
seit den 1990er Jahren intensiviert. In-
wiefern sind die erfahrungen aus der 
direkten Demokratie übertragbar auf 
zivilgesellschaftliche prozesse? 
Die Governance-Thematik ist sehr breit. Es 

geht einerseits darum, wie zwischen Staa-

ten kommuniziert wird und wie Entschei-

dungen getroffen werden. Nationalstaaten 

funktionieren in Multilevel-Systemen mit 

unterschiedlichen Rechtssystemen; der 

Nationalstaat ist eingebettet in einen 

grösseren Raum. Andererseits stellt sich 

die Frage, wie man Entscheidungen nach 

innen gegenüber der eigenen Bevölkerung  

kommuniziert. Das ist eine komplexe  Frage, 

die sich sowohl auf nationalstaatlicher wie 

auch auf internationaler Ebene stellt. 

In der Europäischen Union wird immer 

wieder ein Demokratie-Defizit festgestellt. 

Um direktdemokratische Verfahren zu 

begünstigen, wurde die Europäische 

Bürgerinitiative ECI (European Citizens‘ 

Initiative, Anm. der Redaktion) eingeführt. 

Man möchte die Bürger aktivieren und 

ein Bewusstsein für europäische Prozes-

se und Entscheidungsverfahren fördern. 

Um Demokratiedefizite gegen innen zu 

eliminieren, wird eine stärkere Bürger-

beteiligung angestrebt, sei das mit institu-

tionalisierten direktdemokratischen Verfah-

ren wie Initiativen oder Referenden oder 

mit informellen Prozessen wie Runden 

Tischen, Beteiligungsverfahren, offenen 

Gesprächen, Informationspolitik usw.

Man sagt, Demokratie sei das prinzip 
des kleinen Raums. Funktionieren 
partizipationsprozesse wie die 
europäische Bürgerinitiative auch in 
grossen einheiten, wo Betroffenheit 
und Überblick fehlen?
Es ist eine veraltete Vorstellung, dass die 

direkte Demokratie in der Schweiz nur so 

gut funktioniert, weil das Land klein ist. 

Auch in Deutschland könnten Sachverhal-

te wie in der Gesamtschweiz entschieden 

werden. Um noch weiter zu gehen: Warum 

nicht in Europa über eine gemeinsame 

Angelegenheit entscheiden? Es gibt kei-

nen Grund, warum das nicht möglich sein 

sollte. In der Schweiz gibt es Entscheidun-

gen, zu denen sich ein Bündner Berg-

bauer und ein Banker in Genf äussern, 

in unterschiedlichen Sprachräumen, in 

unterschiedlichen Geographien, in unter-

schiedlichen Berufsständen. Viel komple-

xer ist die Situation in Europa nicht. Auch 

hier gibt es unterschiedliche Sprachräume, 

Geschichten, Traditionen. Es hat letztlich 

eine verbindende Komponente, wenn 

sich die Menschen in Genf über Lugano 

bis nach Chur mit demselben Sachver-

halt beschäftigen. Es wäre interessant zu 

schauen, was sich in Europa tun würde, 

wenn plötzlich alle Europäer gleichzeitig 

über denselben Sachverhalt diskutieren 

und entscheiden würden. 

Oft bleiben die ergebnisse von 
partizipationsprozessen unverbind-
lich. Die Beteiligten sind frustriert, 
wenden sich ab und resignieren. 
Wenn man unverbindliche Prozesse 

initiiert, muss man auch damit rechnen, 

dass die Resultate unverbindlich bleiben. 

Es wäre auch nicht richtig, wenn Empfeh-

lungen von Bürgerräten und Bürgerbeteili-

gungsverfahren als verbindlich betrachtet 

würden. Am Schluss müssen die ordent-

lich definierten Entscheidungsinstitutionen 

die Verantwortung übernehmen. Wenn 

man freie Beteiligungsverfahren hat, gibt 

es keine Gewähr, dass die Organe demo-

kratisch zusammengesetzt sind und den 

Bevölkerungsquerschnitt repräsentieren. 

Es kann sein, dass initiative Leute oder 

solche, die Zeit haben, häufiger teilneh-

men als andere. Jene, die gut reden 

können, können sich stärker in Szene 

setzen. Zu hoffen ist, dass die Impulse 

aus den Beteiligungsverfahren von den 

zuständigen Gremien aufgegriffen werden 

und in den Entscheidungs- und Meinungs-

bildungsprozess einfliessen – bis hin zu 

direktdemokratischen Verfahren.

 

Braucht es die zivilgesellschaftliche 
partizipation überhaupt als ergän-
zung zu direktdemokratischen ent-
scheidungen oder reichen die beste-
henden Instrumente aus? 
Direktdemokratische Verfahren wie Initi-

ativen oder Referenden sind gute Instru-

mente gegen die Verselbständigung einer 

politischen Elite. Aber sie haben einen be-

schränkten Horizont, weil sie selektiv sind 

und sich auf die Rechtsetzung konzentrie-

ren. Andere Aspekte, die beispielsweise 

auf kommunaler Ebene massgeblich sind, 

wie Raumentwicklung oder Verkehrskon-

zepte, sind von diesen Instrumenten meist 

nicht erfasst. Deshalb macht es Sinn, 

dass man flankierend weitere Bürgerbetei-

ligungsverfahren pflegt, egal ob von unten 

gewachsen oder von oben initiiert. Damit 

sind wir wieder im Governance-Thema: 

Es ist wichtig, dass die politische Elite 

ein Feedback der Bevölkerung bekommt. 

Letztlich erleichtert es auch die Umset-

zung eines Projekts, wenn man rechtzeitig 

informiert und die Bedenken der Bevölke-

rung aufgreift. 

Die direkte Demokratie hat im 
20. Jahrhundert einen regelrechten 
Boom erlebt. Doch die Fragestellun-
gen und Herausforderungen werden 
immer komplexer. passt das System 
noch?
Auch wenn die Welt komplex ist, ist das 

noch kein Argument für eine reine Tech-

«Der Verselbständigung der 
politischen Elite entgegenwirken»
Direktdemokratische Beteiligungsverfahren können den Graben zwischen politischer Elite 
und Bevölkerung überwinden helfen. Wilfried Marxer plädiert für mehr direkte Demokratie von 
der lokalen bis zur internationalen Ebene, nicht zuletzt im Sinne effizienten Regierens.

ein verfechter der direkten demokratie

Wilfried Marxer ist Direktor und Forschungsleiter Politikwissenschaft am Liechten-
stein-Institut in Bendern/FL. Zu den grösseren Forschungsprojekten des 55-Jährigen 
gehören Analysen zu den Wahlen, zu den Medien in Liechtenstein und zur öffent-
lichen Kommunikation. Ein weiterer Schwerpunkt seiner Tätigkeit ist die direkte 
Demokratie. 1998 und 1999 wirkte Marxer als Studienleiter der Sommer-Akademie 
«Brennpunkt Alpen», die die CIPRA gemeinsam mit der damaligen Fachhochschule 
und heutigen Universität Liechtenstein durchführte.

www.liechtenstein-institut.li

«Jene, die gut reden 
können, können  
sich stärker in  
Szene setzen»

Diskussionen verbinden Menschen, findet Wilfried Marxer.
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nokraten- oder Expertenregierung. Wir 

wünschen uns Demokratie, und da gehört 

es dazu, dass man die Bevölkerung mit 

an Bord holt. Insgesamt werden die Politik 

und das Entscheidungsverfahren dadurch 

nicht unsinniger, sondern sie werden brei-

ter abgestützt als wenn man die Entschei-

dungsgewalt einer Expertenkommission 

überträgt. Die Gefahr von Fehlentschei-

dungen ist wahrscheinlich grösser, wenn 

die Entscheidungen von Technokraten 

getroffen werden. 

Die Stimmbeteiligung nimmt ab, je 
mehr Abstimmungsgelegenheiten es 
gibt. Ist das Volk demokratiemüde?
Es gibt eine grosse Debatte, ob das mit 

der Häufigkeit der Abstimmungen zusam-

menhängt. Die relativ tiefe Stimmbeteili-

gung in der Schweiz hängt möglicher weise 

auch mit einer gewissen Zufriedenheit – 

auch mit der Demokratie – zusammen. Wir 

kennen andere Staaten mit einer lebendi-

gen direkten Demokratie wie Liechtenstein, 

in denen die Stimmbeteiligung deutlich hö-

her ist als in der Schweiz. Je nach Vorlage 

liegt die Stimmbeteiligung dort bei über 80 

Prozent.

Ab welcher Stimmbeteiligung ist eine 
Abstimmung repräsentativ?
Es geht nicht um Repräsentativität, son-

dern Verbindlichkeit, was wiederum von 

den Regelungen abhängt. Ist eine Volks-

entscheidung für ein Parlament bindend? 

Wie sieht es mit den Beschwerdemög-

lichkeiten bei einem Verfassungsgericht 

aus? Braucht es ein Beteiligungs- oder ein 

Zustimmungsquorum? 

Finden Sie ein   
Beteiligungsquorum sinnvoll?
Nein. Das italienische Beispiel mit einem 

Beteiligungsquorum von 50 Prozent zeigt, 

dass es zur absurden Situation führen 

kann, dass der damalige Ministerpräsident 

Silvio Berlusconi dazu aufruft, sich nicht 

an der Abstimmung zu beteiligen, wie im 

Juni letzten Jahres geschehen. Das ist aus 

demokratischer Sicht verheerend!

In liechtenstein hat der Fürst das 
letzte Wort. Ist liechtenstein damit 
keine direkte Demokratie? 
Liechtenstein hat eine sehr komplexe 

Verfassungsstruktur, man spricht auch 

von einer dualistischen Verfassung mit 

zwei Trägern der obersten Staatsgewalt: 

dem Fürsten und dem Volk. Dadurch ist 

es kein direktdemokratisch regiertes Land, 

schon allein deshalb nicht, weil es diese 

Sanktions gewalt des Fürsten gibt. Dieser 

stellt die zweite Säule im Staat dar. Der 

allergrösste Teil der Entscheidungen wird 

aber trotzdem von den Repräsentativ-

organen gefällt: vom Landtag als Parla-

ment und der Regierung als Exekutiv-

behörde. Eher im Ausnahmefall kommt 

es zu direktdemokratischen Verfahren auf 

Grund von Volksinitiativen oder Referen-

den. Insofern ist es kein direktdemokrati-

scher Staat – wie übrigens kein Land auf 

dieser Welt rein direktdemokratisch regiert 

wird.

Im Ranking der direktdemokratischen 
Qualität fungiert die Schweiz erwar-
tungsgemäss an erster Stelle. Ist die 
Schweiz die Idealform der direkten 
Demokratie? 
Sie ist eher ein Musterfall. Ein grosser 

Prozentsatz aller Volksabstimmungen, 

die weltweit durchgeführt werden, findet 

in der Schweiz statt. Es gibt aber auch 

Kritiker, die die relativ geringe Stimmbetei-

ligung in der Schweiz ins Feld führen und 

die Rationalität von gewissen Abstimmun-

gen an der Grenze zur Rechtsstaatlichkeit 

in Frage stellen. 

An zweiter Stelle im Ranking folgen 
von den Alpenländern erstaunlicher-
weise Italien und Slowenien. Ist Italien 
ein «Schaf im Wolfspelz»?
Italien hat eine relativ lebendige direkte 

Demokratie. Wobei Italien wie erwähnt 

das Handicap hat mit dem Teilnahmequo-

rum. Die Instrumente sind zudem nicht so 

verbindlich wie in der Schweiz. 

ebenso erstaunlich ist, dass Slowe-
nien als ehemals kommunistisches 
land so weit vorn liegt im Ranking. 
Wie erklären Sie sich das?
Slowenien hat nach der Erfahrung als Teil 

des kommunistischen Staates Jugo-

slawien einen «demokratischen Reflex» 

entwickelt nach der Unabhängigkeit. Das 

Schweizer System diente als Vorbild. Die 

direktdemokratische Qualität ist also 

antikommunistisch oder antiautoritär zu 

begründen.

Frankreich und Österreich werden im 
Ranking als «Vorsichtige» bezeichnet. 
Bauen sie die direkte Demokratie 
eher auf oder ab?
Da gibt es nicht viel Bewegung. In Frank-

reich gibt es eigentlich keine direktdemo-

kratischen Instrumente, die das Volk von 

sich aus einsetzen kann, um verbindliche 

Entscheidungen herbeizuführen. Was es ab 

und zu gibt, sind plebiszitäre Verfahren, mit 

denen ein Staatspräsident zur Absicherung 

seiner Politik die Unterstützung des Volkes 

sucht. Das lässt noch nicht auf ein demo-

kratisches Vorgehen schliessen, solche 

Befragungen gibt es sogar in Diktaturen. 

Österreich hat bis jetzt erst zwei nationale 

Volksabstimmungen mit verbindlichem 

Charakter durchgeführt. Das eine Mal über 

das Atomkraftwerk Zwentendorf, als es 

bereits fertig erstellt war – mit einem ab-

lehnenden Entscheid. Die zweite nationale 

Volksabstimmung war zum EU-Beitritt. 

Das hängt mit der politischen Kultur in  

Österreich zusammen: Man setzt sehr 

stark auf die repräsentativen Organe  

und auf die Rechtstaatlichkeit und sucht, 

stützt und begrüsst direktdemokratische 

Verfahren nicht.  
 

Interview: Barbara Wülser
CIPRA International

konnte ein erster Erfolg gefeiert werden: Die Weideneuordnung im 

Laber-Aufacker-Gebiet war auf die Wege gebracht worden. 

Bürgermeister Arno Nunn zieht ein positives Fazit: «Die Diskussio-

nen im Bergwaldforum machen die Zielkonflikte der einzelnen Grup-

pen deutlich. So wird das gegenseitige Verständnis erst möglich. 

Jetzt können wir gemeinsam die Herausforderungen anpacken!» 

Monika Arzberger, Forstwirtin

Bayerische Landesanstalt für Wald und Forstwirtschaft, Freising/D

Der Schutzwald braucht 
das Engagement aller

Damit sich der Wald an den Klimawandel 
 anpassen und seine Schutzfunktion weiterhin 
wahrnehmen kann, muss er darauf  vorbereitet 
werden. In so genannten Bergwaldforen 
 entwickeln VertreterInnen von Forst, Jagd   
und Tourismus gemeinsam Massnahmen.   
In  länderübergreifenden Lehrgängen in Bayern 
und Tirol werden die Erkenntnisse vertieft.

Mitglieder des Bergwaldforums stellen den ersten erfolg, 
die Weideneuregelung, der Öffentlichkeit vor.

Wilfried Marxer: «es ist wichtig, 
dass die politische elite ein Feedback 
der Bevölkerung bekommt.»

nachhaltiges Berg- und  
schutzWaldmanagement

Das Intterreg-IVa-Projekt «Schutzwaldplattformen/-foren 
in Tirol und Bayern» der Bayerischen Landesanstalt für 
Wald und Forstwirtschaft, der Landesforstdirektion Tirol 
und des Lehrstuhls für Wald- und Umweltpolitik der Techni-
schen Universität München begleitet und unterstützt Tiroler 
Schutzwaldpartnergemeinden und bayerische Bergwald foren 
über die deutsch-österreichische Landesgrenze hinweg. Ziel 
des Projekts ist es, nachhaltig wirksame Beteiligungsformen 
und -verfahren für das Berg- und Schutzwald management zu 
identifizieren und zu verbreiten. Dies geschieht z.B. durch ein 
Weiterbildungsangebot für BegleiterInnen solch partizipativer 
Verfahren. 2012 findet bereits der dritte länderübergreifende 
Lehrgang in Tirol statt. Der Lehrgang wurde mit dem Alpinen 
Schutzwaldpreis 2011 der ARGE Alpenländische Forstvereine 
ausgezeichnet.

www.lwf.bayern.de 

«Man muss die  
Bevölkerung mit  
an Bord holen»

Oberammergau, der weltberühmte Passionsspielort, liegt idyllisch 

in den oberbayerischen Ammergauer Alpen in Deutschland. Ne-

ben dem steil aufragenden Felsenfinger des Kofels prägen Wei-

deflächen und Bergwälder die Landschaft rund um die Ortschaft. 

Wildbäche wie die Grosse Laine fliessen der Ammer entgegen. 

Die schöne Landschaft gehört zum touristischen Potential der 

Gemeinde. Doch birgt sie auch alpine Naturgefahren, denen die 

Oberammergauer ohne Schutzwald und Wildbachmanagement 

ungeschützt ausgeliefert wären. Wie in vielen anderen Orten auch 

sind den meisten Einheimischen und Touristen die Leistungen des 

Berg- und Schutzwaldes nicht bewusst.

Die für den Alpenraum prognostizierten Auswirkungen des Klima-

wandels führen dazu, dass Förster und Waldbesitzer ihre Anstren-

gungen intensivieren, um den Wald auf die Veränderungen vorzu-

bereiten. Im bayerischen Klimawandelprogramm 2020 wurde dafür 

die Bergwaldoffensive (BWO) gestartet. Die Einbindung von Be-

troffenen in die Projekte ist dabei erklärtes Ziel. Damit dies gelingt 

und der Schutzwald auch zukünftig seine Funktion erfüllen kann, 

braucht es die gemeinsame Anstrengung aller Bergwaldnutzer.

aBgestimmtes vorgehen
Die Neugierde war gross, als das Amt für Ernährung, Landwirt-

schaft und Forsten Weilheim 2009 mit Unterstützung eines Inter-

reg-Projektes zum ersten Treffen des Bergwaldforums Oberam-

mergau einlud (siehe Kasten). Es kamen neben Bürgermeistern 

und Gemeinderäten, Vertretern der Grundeigentümer, der Almhirt-

schaft, der Jagdgenossen und Jägern auch Behörden, Vertreter 

des Tourismusverbandes und des örtlichen Bund Naturschutzes. 

«Eigentlich hatte ich nur eine der üblichen Informationsveranstaltun-

gen erwartet, aber hier werden wir wirklich gefragt, was wir wollen!» 

lautete eine typische Aussage am Ende der ersten Sitzung, als ge-

meinsam das weitere Vorgehen im Bergwaldforum festgelegt wur-

de. In den drei Arbeitsgruppen Jagd, Weide sowie Tourismus/Na-

turschutz wird weiterhin intensiv gearbeitet; die Ergebnisse werden 

regelmässig in Sitzungen des Forums zusammengetragen, aufein-

ander abgestimmt und das weitere Vorgehen wird vereinbart. 2010 


